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Zu wessen Lasten ist das Anlagevermögen 
der deutschen Staatsbahnen aufgebracht worden? 

Eirne finanzwisscnschaftliche Studie 1) 
Vün Prof. Dr. W. An d r e a e -

§ 1 Pr,oblemstellung 
Der Finanzpol.itik \Vestdeutschlands ist in Z'eit ein neuer nichtfiskalischer 
Aufg,abenbe!lelch zugewachs,en: Die Schaffung gleicher Startbedingung,en für 
den W,ettbewerb der einzelnen Verkehrsträger. 
Zu den ausgiebig diskutierten Problemen .einer solchen Finanzpolitik als Ver" 
kehrsp?litik zähl! auch die in den rein fiskalischen Bereich hineinragende, Frage 
nach emer ungleIchen Behandlung der konkurrierenderi Verkehrsträger: ob der 
Staat selbst den Fahrweg des ,einen V'erkehrsträgers erstelle und die Verantwor" 
tung dafür dem Fiskus auflade (Straße), während im andern Falle (Schiene) die 
V,erantwortung für den Fahrw1eg beim V,erkehrsträger selbst liege. la) 

Dtese Untersuchung soll sich vom f i n a n z w iss ,e:n s c ha f tl ich e n Stand .. 
punkt aus "lediglich mit der Frage befassen, ob die InvestiHonskosterr (Anlage" 
kapital) der Staatsbahnen vom Eisenbahnfiskus (Selbstfinanzierung über Tarif) 
bzw. vüm Eis,enbahnhenutz'er im Beförderungspreis - dieser Preis ist es ja, der 
mit den Preisen übrig,en Verkehrsträger in Wettbewerb tritt - getragen 
worden sind, ,oder üb das Anlagekapital vom Staat aus Haushaltmitteln (Steuern 
oder Anleihen) aufgebracht und den Eis'enbahnen ebenso unentgeltlich wie die 
Straße den Kraftfahrzeugen dc. zur Verfügung gestellt worden ist. , 
Ohne also di'e Frag,e zu verfolgen, inwieweit auch der Straß,env,erkehr für Verzin .. 
sung und Amortisation des Straßenanlagekapitals im herangezogen 
wird, fragen wir nur, .üb die Eisenbahn ihr Anlagekapital selbst aufgebracht hat, 
- waS für die ,öffentlichen Eisenbahnen offenbar nicht zutJ;ifft -, oder inwieweit 
es ihr gelungen ist, dn vom Staat aufg,ebrachtes Anlagekapital zu verzinsen 
und zu amortisieren. 
Besoniders wichtig lerscheint zu inwieweit die Eis,enbahn die 'zum 

ihres Baues in staatlicher R'egie oder jhres Ankaufs (V'CTstaatlichung) 
aufgeLegten Anleihen bedient und getilgt hat; denn ,erst nach BeendigunR der 
Tilgung darf man von >einer Erstellung aes Fahrweges "aus eigenel'l ,Kraft" 
sprechen. Erst wenn sämtliche Eisenhalmschulden zurückgezahlt sind, ist das 
Eis,enhahnvlermögen "schuldenfreier Besitz" des Staates, und dann erst könnte 
Deutsche Bundesbahn ,ein "volkseigenes Unternehmen" sein, das "dem deutschen 
Volke geschenkt" worden wäre. 

1) Der Aufsatz wird als . .... .' " 
Er stellt. wie aUe Aufsätz<l <I,er fur die personltch6 Memung 
des Verfassers dar. . 
1a) Vgl. Meid, J., "SchLe1l6 - Straße", Schriftenreihe: Die Folge 5, Köln und Darm-
sLaJt o. J. (19p4), insOOs. S. 13 H. und 37 ff. 
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I. Grundlegung 

§ 2 Das finanzwirtschaftliche Verhältnis von Staat und Staatsbahn 
Das finanzwirtschaftliehe V'erhältnis von Staat und Staatsbahn wird verkannt, 
wenn man in unhistorischer Wdse versucht, Staat und Staatsbahn alS' zwei 
getrennte bzw. tr·ennbare ökonomische Gebilde anzusehn, währ,end sie in Wirb 
lichkeit dne Einheit darstellen. Die Eisenbahn als Staatsbahn ist solange 
grier.ender Bestandteil der Finanzwirtschaft, als sie nicht als Körperschaft des 
öffentlichen ,oder privaten Rechts vom Staate abgetrennt und gesondert v·erwaltet 
wird. Wirtschaftstheoretisch gehört sie zur Gruppe "Staat" im Erich 
Schneiders und nicht zur Gruppe "Betriebe"; denn ihre Wirtschaftspläne und 
Organisationsprinzipien sind spezifisch staatswirtschaftlicher Natur. 
Gerade politisch:<staatswirtschaftliche Erwägungen sind ,es doch gewesen, die in 
den siebziger Jahr.en des vorigen Jahrhunderts die V,erstaatlichungswelle aus" 
Lösten! Allerdings muß beachtet werden, daß - solange privatwirtschaftliehe 
V,erkehrsträger bestehen - die Eisenbahnen in Wdtbewlerb mit privatwirtschaft" 
lichen Betrieben treten und hierzu vom Staat instandgesetzt werden müssen, wenn 
die betreffenden Staatszieleerreicht werden sollen. Doch dies ist für unsere Unter" 
suchung von untergeordnetem Belang. Entscheidend bleibt vielmehr die Fest:< 
stellung, daß die deutschen öffentlichen Eisenbahnen stets Bestandteil der Staats" 
wirtschaft gewesen sind. 2) 
(Diese Feststellung gilt auch für die P·eriode der Reichseisenbahngesellschaft 
nach dem Wdtkrieg, weil diese niemals Eigentümerin des Eisenbahn" 
anlagekapitals,war, sondern nur ,ein Nutzungsrecht daran hatte, das sogenannte 
"Betriebsrecht. ") I 

Aus unserer Feststellung lassen sich' zwei Folgerungen ziehen: 
Er s t,en s: S taa ts b a hns eh u lde n sind S ta a t s s eh rulde!n, auch 
dann, wenn sIe gesondert ausgewiesen werden. R·echnerisch und verwaltungs" 
technisch darf das Staatsbahnvermögen nicht als "Sondervermögen" und dürf·en 
die lentsprechenden Schulden nicht als Sonderschulden ang,esehen werden: Der 
Staat ist und bleibt Schuldner, und zur Beurteilung der Frage" ob die Schulden 
zurückgezahlt worden sind, dürfen innerstaatliche Zahlungs" und Verrechnungs" 
v,orgänge nicht herangezogen werden, sondern entschetdend bleibt die effektive 
Schuldentilgung. . 
ZwlCit'ens: Di,e Betri,ebsüberschüss,e der Staatsbahnlen sind 
nicht Erw.erbsdnkünft·e, sond,ern teils Gebühren, teils 
V'eJrbrauchsstleulern, weil sie weder von einem öffentlichen,-,sdbstän" 
eigen ,;Betrieb", noch nach demerwerbswirtschaftlichen Prinzip erwirtschaftet 
worden sind. Sow.eit die Einnahmen der Staatsbahnen nur die Kosten decken, 
handelt ,es sich um Gebühren; soweit eine Ueberdeckung erfolgt 
schüsse), werden "positiv·e" Verbrauchssteuern erhoben, soweit eine Unterdeckung 
(Betriebsdefizite) eintritt: "negativ.e" Verbrauchssteuern (=Subv·entionen der 
Benutzer). 
Nach dem Grundsatze der Nonaffektation decken aber alle staatswirtschaftlichen 
Einnahmen alle Staatsausgaben, so daß ,es müßig erscheint, den Betriebsüberschuß 

2) Vgl. Sarber-Kittcl: Was jeder von Deutschen Hcicoobahn muß. 5. 
Berlin 1935, insbes. S. 18 und 53 H. 
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der Staatsbahnen aufzuspalten 3) in einen Rohüberschuß, aus dem noch die 
hahnschuld getilgt bzw. EisenbahninvlestiHonen finanziert werden können, und 
,einen sozusagen "zweckentfremdeten" Roeinüberschuß 4), der für allgemeine 
zwecl<Je zur V,erfügung steht. " 
Zusammenfassend kann g,esagt werden, daß gemeintwirtschaftlich betriebene 
Staatsbahnen dn Teil der Staatswirtschaft sind und sich in Einnahmen und Aus .. 
gaben in den Haushaltsplan als den ,;Ni,ederschlag des finanzpolitisch Gewollten" 
(Schmölders) 'einzufügen haben. ' 
Dieser ßeststellung ·entspricht die Forderung nach staatlichem Schutz der Eisen* 
bahnen im Wettbewerb mit den nicnt gemeinwirtschaftlich orientierten Verkehrs .. 
trägern. 

§ 3 Die ,öffentliche Finanzierung der Staatsbahnen 
Die Finanzierung der Staatsbahnen läßt sich begrifflich am besten der Ter.o 
nallischen Kategorie der "Staatsausgaben für V,ermög,ensbildungsbedarf" erfassen. 
Solchen Staatsausgaben sollen nach den Deckungsregeln außerordentliche Ein" 
nahmen aus Anleiheri ,entsp])echen. Betriebswirtschaftlich ausgedrückt, handelt 
es sich - unter der Annahme der ökonomischen Einheit von Staat und Sta.ats" 
bahn - um öffentliche F r'emd f inan zier u n g. 
(Allerdings sind auch öffentliche Eigen::: und Selbstfinanzierung denkbar und 
gelegentlich vorgekommen. Als Eigenfinanzierung wäre staatliche V,ermögens::s 
akkumulation aus Steuermitteln anzusp])echen, als Selbstfinanzierung die Investi .. 
Hon von Gewinnen staatlicher Betriebe.) 
Analog der privaten hat auch die öffentliche Finanzi:erung insbesondere die Mer 
zunächst interessierende Fremdfinanzierung der Probleme zu lösen: 

1) Beschaffung 
2) V,erzinsung 
3) Tilgung 
der Staatsbahnkapitalschuld. 

S) V gI. Moll, Bruno, Pro?leme d()r Leipzi,g 1924, 2. Eisenbahn-Finanzen 
in früheren oouliSlcncIl S. 81H. und die dort angcführoo L1Lera.lur. 
4) von 1882 1913 Proußcnjlkssen, nach Moll, Bruno: Di,o 
BedcUltung der öHclntliohcn '(du!lCgclSbCUt. an deulsoChcIl StaatsnmLernchmungon) 
in zur für Gg. v. Schanz, herausgegehcn von H. Tcsehe-
tnrucher, Ba. I, Tübingen 1928, S. 240. Zahlen: 
JaJu Mill. Jahr Mill. 
1882 117 1891 pO 

83 84 92 77 
84 129 93 116 
85 1008 94 111 
86 98 95 112 
87 73 96 107 
88 98 97 126 
89 95 98 122 
90 88 99 138 

Jahr 
1900 

01 
02 
03 
04 
05 
06 
07 
08 
09 
10 

Mal. 
147 
149 
155 
182 
196 
211 
168 
164 
99 

184 
210 

Jahr 
1911 

12 
13 

Mil!L. 
220 
227 
234 

Bayern 
Eisenbahn-
zuscllUßboträge 
4 495 Mill . .Mark 
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ad 1) Die B 'e s eh a f fun g der Sta.atsbahnkapitalschuld ,erfolgt durch Begebung 
von Eis,enhahnanleihen seitens des Finanzministeriums. 5) Ihre Problematik ist die 
gleiche wie diejenige sonstiger ·öffentlicher Anleihen. 
acl 2) Die V'e r z ins IU n g der Staatsbahnkapitalschuld ist sinng'emäß aus den. 
Erträgen des Eis'enbahnv,ermögens aufzubringen. 6) 
ad 3) Die Ti 1 gun g der Staatsbahnkapitalschuld kommt ·ökonomisch einer 
echten V,ermög.ensbildung des Staates gleich. Damit wird ein neues Problem, 
das des Staatskapitalismus, berührt. Insoweit alS! die Eisenbahnen in folge 
nischen Fortschritts bzw. wirtschaftlicher NachfragevIerschiebung der Entwertung 
ausgesdzt sind, wird aber dne .entsprechende Tilgung notwendig, um die Bahn .. 
obligationäl'ic vor V'erlust,en zu schütz,en und eine U eberschuldung der Eisen::: 
bahnen zu vermeiden. 
Ein besondel1es Problem tritt dann auf, wenn die Anleihen als Ablösung für 
Eisenbahnaktienbesitz begeben worden sind. Während Aktien nämlich' als 
Anteilsl1echsete das Schicksal der V·ermögensmasse teilen, sind die Staatsanldhen 
dav,on unabhängig und werden lediglich im Falle des Staatsbankrotts wertloS\. 
Eine vorsichtige Staatsbahnfinanzpolitik wird stets bemüht sdn, Anleihen in 
dem Maß.e zu tilgen, wie die Vermögensmasse sich voraussichtlich über die reinen 
Absetztmgen für Abnutzung hinaus wertmäßig vermindert. Diese "Sonderab" 
schl1eibungen" und die hieraus finanzierten Tilgungen zählen demnach nicht zur 
V,ermögensbildung, sondern zu den Kosten der Eis·enbahnen i. w. S. 

§ 4 Der "Aufbringungsträger" 
w'enn sich' in der Hand des Staates dn Eisenbahnvermögen gebildet hat, wenn 
also die Eisenbahnen "volheigen" gew.orden sind, S.o bedeutet dies ,eine Akku::: 
mulation von Staatsdnnahmen. Da diese Staats einnahmen von ,einem Einkorn" 
mensbezieher auf g ,e b ra eh t worden sein müssen, 'erhebt sich die Frage, 
wessen Einkommen bzw. V,ermögen zugunsten der Vergröß.erung des Staatsbahn" 
ViCrmögens v,ermindert worden ist, d. i. die Frage nach dem e n cl g ü I ti gen 
Las t oe n t I' ä g ,e r. Wir woUen dies·es Wirtschaftssubjekt in Anlehnung an den 
Begriff des "Steuerträgers" als "Aufbringungsträger" bezeichnen. Zusdner Er .. 
mittlung ist 'es notwendig, dne Staatsbahn bilanz zu 'erstellen und zu fragen, auf 
wess,en Kosten der Staat in den Besitz der Differ,enz ;von V,ermögen und Schulden, 
also des Eigenkapitals gelangt ist. Hier sind prinzipiell drei WIege denkbar:. 
Auf b r i n gun g s t r ä g 'e r können sein: 
1) Die Eis 'e n b ahn b ,e nut z ,e r , wenn sie im BeförderUngspreis außer den 
K,osten noch dnen Gewinn vergüten müssen, welcher der Finanzi:erung Von 
Nettoinvestitionen gewidmet wird (Selbstfinanzierung). Dies,er Fall ist für 
Deutschland irrdevant da 'es keinen rein erwerbswirtschaftlich geführten -Staats" 
betrieb Staatsbahnen gibt. ' 

6) V gl.aber auch Witte, Bernhard: Eisenballl1 und Staat, in WA, 4. Erg. Heft, Jena 1932, S. 203: 
"Während bei den Staatsbahnformon älteren Stils dte Eisenbahnan1eihen, vom Staat selhst hegeben 
Werden, den verwaltungsmäßig selbständigen Organisationen i:n stevgendem Maße die ßeiugnis 
eingeräumt worden, unter eigener Ver.mtwortung Anleihen aufzunehmen." 
6) Vgl. Sax, Emil: Die Eisenbahnen, BerLi'll 1922, S. 120: 
"Für Staatsbahnen nimmt der Staat eioo Eis'CIlbahns<chuld auf, und eS ist die Bedingung der wilrt-
schaftlicheu Kapitalverwendung d;mn erfüllt, wenn der Ertrag des Bahnnetzes - abgel>ehen allenfalls 
von einer Entwicklungsperiode oder von Lini.cn ausgiesprocllen staatswirtschaftlicher Hen!abi1i1ät -
mindesten" die Zinsen der Eisenbahnschuld deckt." .' 
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Eine Eigenkapitalv,ermehrung' findet allerdings nur statt, wenn in der BUanz die 
selbstfinanz1erten Investitionen dem Anlag,evermögen zugeschrteben werden. Die 
Bahnen schreiben aber ,auch werterhöhende Inv,estitionen nicht immer den Anlage .. 
konten zu, sondern buchen diese ,öfters als Aufwendungen. ' 
2) Die S t ,e u ,e r t r ä g ,e r, und zwar 

a) die Träg,er spezidler Verbrauchssteuern auf Staatsbahnbenutzung 
(z. B. Beförderungssteuer und Betriebsüberschüsse gemeinwirtschaftlich geführ .. 
ter Staatsbahnen), 
b) die übrig,en Steuerträger 

Heides ist als Fall der im § 3 dargelegten öffentlichen Eigenfinanzierung anzu" 
sprechen. * 
3) Die A nltCih ,e gl ä u bi g,e r, und zwar 

a) dic Gläubiger spezieller Staatsbahnanleihen und 
b) die Gläubiger sonstiger Staatsanleihen. 

Heide sind jedoch, der Natur der Anleiheentsp:vechend, nur vorläufige 
·ZahIer. Zu 'e nd g ü 1 t i g ,e n T r ä g 'e r n d ,e rAu f b ri n gun g s 1 ast wer" 
d,cn si,e lerst dann, w'enn sich der Staat im W,eg·e des Staats .. 
bankr,ötts di,es,er Schuld,en ,entl,edigt hat, so daß die An .. 
l,e i h ,e b 'c s i t z ,e r 1 ,e ,e rau s g ,e h e n. Der Staatsbankrott kann offen erklärt 
oder auch v,erdeckt, mittels Geldentwertung, durchgeführt werden. In beiden 
Fällen bLeiben dem Staat die Eis'enbahnaktiva mehr oder minder (Kriegsz,e;rstö .. 
rungen 1) ,erhalten, wälwend die Eisenbahnpassiva gestrichen oder 'entwertet 
werden, s.o daß die Differenz von V'ermögen und Schulden sich zugunsten des 
Staates und zulasten seiner Gläubiger verschiebt. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß Eisenbahneigenkapital des Staates 
entstehen kann auf K,osten , . 

der Eisenbahnbenutzer, 
der Steuerzahler und 
der Eisenbahnobligationäre. 

Da Finanzierung bzw. Uebernah'me der deutschen Staatsbahnen in erster 
Linie im W,ege der Begebung von Staatsanleihen erfolgt ist, beschäftigt uns vor 
alLem die letzte Frage, deren Klärung das folgende Kapitel dienen soll, während 
sie im Kapitel 5 ihre Beantwortung findet. \ 

*) über die Verwandli;;;;haft. von' Steuer- und Eisenbahntarif. 'Wie schon in § 2 
I>ind bzw. -defizite positive bzw. negati.ve 

Iber S\Jl dreSter Gedanke m olll\Jr l'vhkroanalys'll woil[l()rgoführt: Jeder Benutzer eIller 
lieh be:Lricbenen ?taats·lJahn in seinem zunächst 
gebühr, welche dIe mehr oder mlIlder oxakt berechenbaren Selbstkosten der· Beford1lrungslelSitung 
deckt. hinaus zahlt er eine TransportS't1lll!er, od\lr cr empfängt e}ne 
(= nämlich wenn er mehr an Bdördcrungslelstl!ng. erhalt! 0;1"' zu 
deren Selbstkosten beiträgt. Im Eisenbahnlarif ist also eheIlßo wie im SteuertarIf em.!ledlstrrbutlOns-
effekt 'enthalten, der einen wesentlichen Besltand:Leil der sog. gemeinwirtschaft11chen Verkehrs-
bedienung ausmacht. . 
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11. D ire Au fbringlUng (I,es Anlagre ka p i ta ls 
drer d,eutscbren Staratsbahnren auf d'em Anlreihewege 

unkt das Sch!icksal diresler Anlteih,en 

. \ 
V'Ürhemerkung: 
Die Geschichte der V·erstaatlichung der deutschen Eisenbahnen in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts und die Entwicklung der Eisenhahnfinanzen seit 
dieser Zeit ist überaus kompliziert. Sie hat eine brauchbar·e Darstellung gefunden 
in dem vom Reichsverkehrsministerium herausgegebenen Sammelwerk: "Hundert 
Jahre Deutsche Eisenbahnen" (2. Auflage, L.eipzig 1938), Abschnitt: "Hundert 
Jahre Eisenbahnfinanzwesen " S. 423 H., auf welche hier ausdrücklich verwies'en 
werden 5011 7), da Mer nur die Grundlinien der Entwicklung aufzuz,eigen sind und 
uns v>Or allem das Schicksal der Staatsbahnschulden in den beidenWreItkriegs" 
inflationen beschäftigen s'Üll. 

§ 5 Der Stand 1913 und die erste Inflation 
Die rentscheidenden T.atsachen liegen vor 1913. In dies,e Zeit fällt der staatliche' 
Bau bzw. die Vrerstaatlichung privater Eisenbahnen durch die deutsdhen Bundes" 
staaten 8). Die Eisrenhahnen zählten demnach durchweg zum Ländervrermög,en, 
abges,ehen vom Rreichsland Elsaß"Lothringen. Schon vor Beginn der allgemein,en 
Vrerstaatlichung setzten v,erkehrspolitische Maßnahmen der Einz·elstaaten ein, die 
reine gemeinwirtschaftliche Verkehrsbedienung zum Ziele hatten 9). 

7) Vgl. zu diesem Abs,e,hnittaJUch Sammelwerk "Wirts'chaftsführung und Finanzwesen der Deutschen 
lWichsbahn", Img. von der Hauptverwaltung der Deut&cllOn Heidhsbahn-GeseHschaft, Borlin 1.934. 
8) ,HunckrL Jahre deutsche Ei&enhahnen, a. a. O. S. 431: 
"Preußen hegrunn - wie das in der Ge5c.hichLe der deutschen Eisenbahnen ausführlich dargekgt 
ist'-:- mit d\Jr um das Jahr 1879, nachdem J'lr Versuch Bismarcks, eine einheitliche 
Heic.hsbahn zu schaffen, an dem \rVid,erstand Südd'luts'eihlands gescheit{)rt war. Diß anderen ßundes-

folgten dem ßeispiel PnlUßens, soweit sie niellt ,schon vorher das Staatsbahnsystem über-
nommen h.aLten. Die Zeit war für aie DurChführung einer so großzügigen Maßnahme, di'e wegen 
der Aufbringung der Kaufsumrne. in ers,l'e'r Linbo ()ine frinanzwirts.ehaftliche Frage war, giins-tig, 
dlll llieh die Länder nach dem glücklichen ocr Kviege und im Hinblick auf die französische 
Kriegsentschädigung durchweg e,iner gurten Fmanz- und Kred,irtlage erfreuten. Man ging dabei 
fin;rnzlloc.hnisch in der Regel so vor, der Staat sämtliehe Verbindliehkeirten der Privatbahn-

übernahm und deu Aktionären einstweilen e,ine feste Hente gewährte. Deim endgültigen 
Eigenlumsübergang wurden dann die Aktien in Staatsschuldverschreibungen (Konsols) umgetauscht." 

9) Ebendort, S. 430: 
"V>Orkehrspolitische allgemeiner Art, nücksrichtcll auf di;) Delange der Volks-
wirtschaft od\Jr Wirtschaftsbedürfnrisse bestimmter GegenJ\Jn waren und sind dem privaten Unter-
nehmer gleichgültig, wenn er auf keine angemßsSoCnen VortoiLe aus dom dafür zu schaffendon 
Unternehmen rechnen kann. Hier mußto der Staat frühzeitig oingroifen, um eine wirtsehaftlicll 
untragbare Zerstückelung des Eis'enbahnnetlies und di\J dro'hende Vorkümme'rung abgelegener \rVirt-
5Chaftsgebicte zu verhüten. Er tat es, ind.cm er sich Im; der Gründung derartiger Eis,enbahn-
gesellschaften durch Z\Jichnung VOll Aktien oder durch Gewähmnl? von lleihilfen beteiligte oder 
für das Anlagekapital des Urutern'lhmeu5 ei'ue im Durchschnitt 3% % betragendo Zinshürgschaft 
übernahm. Auf dies'e Weise kam in den Jahren 1843 his 1847 oiue gan1Al Hcil1Q wichtiger Dahnlinien 
zustandil, so die Cöln-Mi·ooener (18.13), die Bergis.eh-Märkische (1843), die Thüringische (Hallo-
Erfurt-GersLungen, 1846), die Potsdam-Magdilbul"ger (1843), die llerlin-IIamburger (1843), dio 

(1846) und dio Eis,enbahn (1847). Im ganzen 
beli'el sich die staatlic1lO Kapitalbetoilügung Pl'eußens damals auf 17632 MiItioncn Mark; die Zins-
bürgschaft erstreckto s.ich auf ein Kapital von 76748 MiUionon Mark." 
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Hinsichtlich ihrer Wirtschaftsführung fielen die Staats,eisenbahnen unter den 
allgemeinen Staatshaushalt 10. Aehnliches gilt für die Eis,enbahnkapitalschulden 
der Länder - dn Tatbestand, der es s,ehr erschwert, eine exakte Trennung von 

und sonstigen Schulden der Länder vorzunehmen 11). 
Im Jahre 1913, also ViQr Beginn der 'ersten großen Inflation, boten die Eisenbahn;:s 
finanzen dwa das folgende Bild, das F. W. R. Zimmermann in seiner Mono" 
graphie "Die Finanzwirtschaft des deutschen Reiches und der deutschen Bundes" 
staaten zu Kriegsausbruch 1914" (Berlin und Leipzig 1916) eingehend schildert. 
Seine Hauptergebnisse ,enthält die folgende Tabelle. 

Der Stand 1913 
Quellen Staat EB Anl. Vermögen EB,Schuld 

Seite (MIlI. M.) MIII. M.) 

80 Pr:eußen 11,667 7,594 
94 Bay,ern 2,176 1,913 

104 Sachs,en 1,186 728 
111 Württemberg 806 603 
120 Baden 868 585 
127 Hessen 364 359 
134 146 98 
147 Oldenburg 101 64 

Einem Eisenbahnanlagevermögen von ca. 17 Md. Mark stand also noch eine 
Eisenbahnkapitalschuld von ca. 12 Md. Mark gegenüher, woraus man dte über" 
ragende Bedeutung der Staatsanleihen für die Eis,enbahnfinanzierung leicht 
kennen kann. Der Unterschied von 5 Md. Mark stellt bereits gebildetes Eis'en" 
bahnrdnv,ermögen dar, dessen Quellen Gewinne der Staatsbahnen, Steuermittel 
u. dgl. m. sind. (Siehe auch ,,\'Virtschaftsführung und Finanzwesen der DRB" 
a. a. O. S. 152.) , 

10) Ehendort, S. 432: 
"Dh) wurden vom Sta,alD s'elhst verwa1tet. Sio bildeten ()inen wichtigen TMI des 
Vtormög'ens Jer Länder und fidon ,als' BolchN' un!oer di,e allgem()inen Stu,u,tsfinall1i0n, hin&khtlieh 
ihrer Wirlsc11aJtsführun g aho auch unter Jena Uh"CllH,i nen S taatsooushalt. " 
11) Ebendort, S. 433: 
,jDie Ei&enbahnkapilalschuld. der Länder setzte srich danach im wcsentlichen aus den 
schulden zusammen, die diü Bunrdossktalcl1 für die Anlage ihres Eisenhahnnetzes (Baukredite) octeT 
für die Durchführung der Versrtaatltchullg hemi,ls bD8rbe!lünder (Ycrstaatlichungskrodito) 
aufgQuommcn hatlcn. Für die Berechnung des Anlagokapitals traten dazu noch die Aufwemlungen 
des Extraordinariums im Rahmen de& jährLichcn 
Im Verlaufo der gcSdlichtHchen Entwicklung hat allerdings dio Abgrenzung der oigcntIichen Eis,cn .. 
bahnkapi,taIschuld in diesem Sinno von der allgemoinell Staatsschuld v·idfach Sdhw1eri'gkeriten heroitot, 
weil es diü Stn;tlsfinunzverwaltung, diD die l\'HtLel verwaItclic, unterHIlß, rechtzeitig dio 
a,us den Anle.ilhel1 äußerlidl nicht 'ÜrkreHnoom VCr'\vendullg der aufgekommenen 
rochnungsmäßig gena,u Ie&lzuleg'cn. Proußen schuf erst vom Jahre 1880 an eine klare Gnllldlage: 
a,llo am 1. April 1880 vorhandenen Sta.ats'schulden (rd. 1,499 Milliarden Mark) wurdml als Grund .. 
summe der Eisenbahrikapilrabchuld angesehen, der dann di'Ü späteren Kapitahufwcndungcn zu .. 
gesohlagen wUl'iLen. 
Andero Länder, sich schOll frühe,r ausschlicß1ioh oder überwiegend dem Staatsbahllsystem zu .. 
gowandt hattoll, sorgben chor für dUl1chsichligo VmihältllJisse in ihrem Eigenhahnsehuldenwesen, 
so z. ß. Baden ,in einem Ge;<>ctz hetreBend Erridltung 'cinür vom 
16. September 1842, Ilannove'r in einem Gc,<;etz helreffend Errichtung oiner vom 
4. Mai 1843, ßaye'l'll mi,t; sei.ncn giscnbabnhau .. Dolationsges'etzen, dio sämtlich ein(l 
roinlioh() Scheidung dcm allgemcioon Staats'schu1dcn und denen der Staatswsenbahnen 
herbeiführten ... 
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Di:ese Anleihen hatten ein trauriges Schicksal. Nachdem nämlich 1920 die 
eisenbahnen v,erreichlicht worden war,en 'Und das Reich als KaufpxlCis unter 
anderem die Eisenbahnschulden der Länder übernommen hatte, befanden sich 

Eis:enbahnobligationäre ,ohne ihr Zutun in der Gesdlschaft der Kriegsanleihe .. 
zeichner 12) und 'crlitten das glciche Schicksal wi,e diese. Die Gesamtschulden 
des Rdches sind nämlich in der Inflation bis 1923 'zunächst restlos 'entwertet 
worden. Erst auf Grund der Aufwcrtung v,on 1925 wurden 72 Md. Mark (sog. 
"Anleiheablösimgsschuld") durch :etwa 1% Md. RM abgelöst. Umgerechnet auf 
12 Md. Mark Eisenbahnanleihe ,ergibt dies :eine Ablösung in Höhc . von ca. 
0,3 Md. RM, was ,einem Satz von ,etwa 2,5 % entspricht. 
Da diese Anleiheablösungsschuld bis zum zweitcn Weltkrieg nur ganz gering" 
fügig getilgt worden war, ging sie in der zweiten Inflation völlig unter. Mol1 13) 
faßt cli,ese Entwicklung wie folgt zusammcn: ' 

I "Das R:eich hat das Eisenbahnanlagebpital auf Jeden Fall billig ,erworben - cl i e 
, Lei d t rag end ,e n s i n dirn wes ,e n t li ehe n nicht Länder ... , sondern 
die S ta .1 t s gl ä ub i ger, die Obligationäre, als'O .ci n S p 'e z i a 1 fa 11 cl e s 
allg,emeinen Inflations" und Aufw,ertungsbankrotts." (Sperrungen 
vom Verfasser.) 
§ 6 Der Stand 1940 und die zweite Inflation 
In der Z'eit zwischen den beiden Wdtkriegen H) ,erfolgt,e bekanntlich die "Ab" 
hängung" der R:eichsbahn von den R'eichsfinanz,en durch Gründung der "Deut" 
sehen RlCichsbahngesdlschaft", die jedoch, wie schon gesagt, nur das Betdebsrecht 
am Rdchsbahnv,ermögen hatte, deren Aktiva und Passiva aber später in vollem 
Umfange von der Reichsbahn" übernommen wurden. 
Ohne hier auf die komplizierten R'echtsfragen der alliierten Reparationsp,;)litik 
und der NS"Eisenbahnpolitik ,einzugehen, heben wir nur hervor, daß dte "DR 
1940 .schulden von rd. 4 Md. RM (Rdchsbahnanlcihen, Schatzanweisungen, Bank" 
krredite) hatte, über deren teilweise Fortgeltung ;noch gestritten wird". 15) Also 
sind auch dies,e Schulden bis datö im Wege des durch den Geldschnitt von 1948 
verdeckten Staatsbankrotts untergegangen: Die Deutsche Bundesbahn hat nur 
die Aktiva, nicht die Passiva der Deutschen Reichsbahn übernommen. 

§ 7 Der Stand 1950. 
InEolge der unausgeglichenen Betriebsrechnung war auch die Deutsche 
bahn gezwungen, sich in lerheblichem Umfange neuzuv·erschulden. DLe Ver" 
schuldung der Bundesbahn sHeg im GeschäftsJahr 1950 auf ca. 1,5 Md. DM an 16), 
ein Tatbestand, der insofern hedenklich ist, als dieser Neuv1erschuldung (abgesehen 
von den Autobahnen, üher deren Finanzierung u. S. weitel1cs gesagt wird) 

. kein entspl'echender Anlagenzugang gegenübersteht, weil, w1e gesagt,' die Gelder 

12) Vgl. IId:. St. 4. Erg. Ild. S. 33, "Aufwedung": 
"Immerhin war vor dem InkraHtreloll des noch mit C'in()r Last von 72 Md. 

, für das lleLch (worin die von don Länd,ern übernommenen Anleihen aus Anlaß der Uehernahme 
, der Eilgenbalmen! ... 2!U rechoon." 

18) Vgl. Moll, Bruno: Lehrhuch der FinwnzwirLschaft, Derlill 1936, S. 238. 
U) Vgl. hkrzu auch Dorpmüller, Juliuls: "Di,c DDUtscho Heichshahn von 1918 his 1936" in 
"Problemo deu!sdllOn vVLrtschu,Hs1()bons", hrsg. vom Dt. Inst. für ßankwissenschaIt und Bank-

IkrUn und Leipzig 1937, S. 19 H., V, Finanzpoliiik. 
16) Was, Jeder von dor Dcuts;:hcll BundeslJahn wissen muß", Frankfurt/M. 1953, S: 44. 
16) Vgl. "Diß Dundes·hahn", Sechs Jahre Wiederaufbau, Köln 1951, S. 100. 

, 
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auch zum Ausgleich der Betdebsrechnung henötigt wurden. Vieles geht natur .. 
gemäß auf Rechnung der Kdegsz,erstönmgen und sozialpolitischen Lasten. Doch 
diese Fragen sind in der Literatur genügend aufgeklärt worden. (V gl. inshesondere 
das des Wiss'enschaftlichen Beirats beim Bundesverkehrs .. 
ministerium.) 

III. Di'e fiktiv'e Yerschuldung d,er D'e'lltsch,en Bund,esbahn (1950) 
\Unt,er (1,er Anl11,a 'hm'eein,er vollen Aufw,ertung der Staats' 

b ahn a n le i h c n. 
Vmbemerkung: 
Die folgende Untersuchung wie ausdrücklich betont sei; denselben W,eg, 
welchen Behauptungen, die, hinsichtlich der Aufbringung der Straßenwegekosten, 
vorgebracht zu werden pflegen, grundsätzlich einschlagen. 
§ 8 Der Anteil der Deutschen Bundesbahn an den entwlerteten Schulden. 
\"'\',enn man davon ausgeht, daß die Deutsche Bundesbahn heute mindestenSI die 
Hälfte der ehemaligen staatlichen Eisenbahnlinien betreibt, ,erscheint 'es ger'echt .. 
Eertigt, ihr auch mindestens die Hälfte der Schulden der Staats" und Reichs .. 
bahnen anzulasten. (Man kann solchen V,ergleichen nur die Länge der 
wege zugrunddegen. Würde man die Bevölkerungsdichte im westlichen und 
östlichen Tdle Deutschlands, und dem 'entsprechend die verschiedenen Dichten 
des V,erkehrsnetzes [ein .. und mehrgleisige Strecken) berücksichtigen, so würde 
mehr als dk halbe Schuldenlast der DRB auf die DBentfallen!) Das wären ca. 
6 Md. Mark und ca. 2 Md. Reichsmark. 
§ 9 Der Aufw:ertungskoeHizient. 
W·enn man annimmt, daß eine Goldmark heute etwa den doppelten Preis ihres 
Nennwertes, der' ja 1913 - bei Goldwährung - ihrer Kaufkraft entsprach, 
'erzielt, so wäre der Aufwertungskoeffizient Mark: D .. Mark 2 : 1, eine Mark also 
gleich zwei D .. Mark. 
Dieser Koeffizient ist Qffenbar zu klein. Wollte man den Wo h nun g s bau .. 
k 0 s t ,e n i nd 'e x zugrunddegen, so ergäbe sich folgende Rechnung: 

1913 = 100} nach "Wirtschaft und Statistik" 1939, Heft 1, S. 19 
= 136 

1938 = 100} 1954 = 221 ebd. 1955, Heft 3, S. 117 

Stand 1954 umgerechnet auf Basis 1913 = 100 : 301 
DIes'e Umwertungsrdation führt zu überhöhten W,ertcn. 

D ,e r I 11ld le x d le r Erz ,e u g IC r p r le i s c industrieller Produkte wird erst ab 
1948 'cl'mittelt, so daß er hier nicht anwendbar ist. 

D,er L,eb,enshaltungskostenindex stand 1939 auf Basis v'Ün 
1913 = 100 : 213. 

Der Ind'ex d,er Grundstoffprdse stand 1954: auf Basis von 
1913 ,,;, 100 : 239. 

Da durch keinen der Indices das Umwertungsv:erhältnis zuverlässig zu erfassen 
ist, kommt man vielleicht dcr Wahrheit am nächsten, wenn man unter 
sichtigung der genannten Ziffern 1 Mark mit 2,50 DM 'und. 1 RM mit 2 DM 
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bewertet. Selbstverständlich wären subtilere Berechnungen notwendig, wenn eine 
tatsächliche Aufwertung in Frage stünde; aber, um zU einem anschaulichen Er .. 
gebnis für die fiktive Verschuldung der DB zu kommen, genügen wühl' die 
angenommenen Relationen. 

§ 10 Das Ergebnis. 
Nähme man nun an, die Schulden der Staatsbahnen wären 1950 in vollem Um .. 
fange wiederaufgelebt und dem Stande der Geldentwertung 'entsprechend auf .. 
gewertet worden, sü ,ergäbe sich ,zu der in der Bilanz der Deutschen Bundesbahn 
von 1950 ausgewiesenen V,erschuldung eine solche aus Altschulden in Höhe Von 

6 Md. M x 2,5 = 15 Md. DM 
-I- 2 Md. RM X 2,- = 4 Md. DM 

19 Md. DM 
Dieser stünde 'ein Eigenkapital von 9,3 Md. DM gegenüber sü 
daß die Bundesbahn r,estlos überschuldet wäre und der Bundesstaat und "die 
Bundesr,epublikaner nicht nur kein Bundesbahnvermögen hätten, sondern eine 
Nettüv,erschuldung in Höhe von 9,7 Md. DM "geschenkt" 'erhalten hättenl 
Die Altv,erschuldung ,erwiese sich ferner als größer als das Bundesbahnanlage .. 
v,ermögen in Höhe von 25,5 Md. DM ,abzüglich 14,4 DM W,ertber:ichti-
gun gen = 10,1 Md. DM. Dies ist ,nicht befremdlich. Denn 'es wäl'e unvorstellbar 
wie dn Unternehmen nach zwei Krfegen mit schwersten Zerstörungen ,ein Eigen; 
kapital von nahezu 10 Md. DM aus dem Nichts sich ,erwirtschaftet haben könnte. 
Unvcalistischerscheint das Ergebnis nur deshalb, weil ,die rasche bzw. schleichende 
Geldentwertung als dne solche Selbstverständlichkeit in unser Bewußtsdn ein .. 
gedrungen ist, daß wir Sch'ulden über 70 Jahre hinweg nicht mehr als Iwert .. 
beständig anzusehen pflegen. Und doch besteht das \Xl e se n d ,e r Sc h u 1 d .. 
v,ersch'rdbung im Gegensatz zur Aktie darin, daß jene in vüllem Um .. 
fange bedient und getilgt werden süll, 'Ohne Rücksicht auf den Gang der Ge .. 
schäfte - ,es sd denn, das Unternehmen melde Künkurs an. 
Mit der Argumentatiün, daß zwar die Schulden nicht getilgt würden seien, dies 
j,edoch nicht Sache der Staatsbahn, sündern des Staates gewesen wäre, der seit,ens 
der Staatsbahn die dafür 'erforderlichen Mittel aus Betriebsüberschüssen ,erhalten 
habe, befaßte sich schon § 2, wü dargelegt wurde, daß Staat und Staatsbahn 
nicht getl'ennt betrachtet werden dürfen. Gleichwühl soll diesem Argument im 
folgenden Kapitel noch dneeingehende Würdigung zuteil werden 17). 

17) Hundert Jahre deut"cho Ei5'enhahn, a. a. Q. S. 1134: 
"In Finanzwirtsdlaft der deutschen Staa'lse'isenbahnen haL von joller Evnigkeit darüber bestanden, 
daß die Erträgo doS! UIlLernduncns mindestens die oinen 'ToiI der Detri'ohs,kosten bildenden Zins-
lasoton für ihre tragen müßLon. Dio Wirtschaftspoli,tik war daher immer so 
einzu'richten, daß aus den Einkünften dve Zinsen der Anlagekap1ta!.1en gedeckt werden konnten, 
die im Durchsdlllitt zwischNl 3 und 5 % schwankten. 

s,o. ein'ig war man boi der ob. und in Umfang 
d!le KapI,talsdmldcn zu h,lgen seWon. Man vertrat nel'fach dlo Ans1llcht, die Sta,atsanle'lhen für de'r-
artige werbende Anlagen ooien das Kennwichen ,einor hohen Stufe der . deutschen Volkswirtschaft 

macchten 'eine Tilgung ganz und gar entbehrLich. Andoro hidtel1 es dagegen für gefä,hrl:ich, 
dlQ Zukunft in so großem Umfacnge durch Ausgabün der Gegenwart zu belas,ten, und traten deshalb 
für eine kräftige e.in, zumal da gerade bei clür Eisünbahnkapiilal:schuld nicht mit 
Sicherheit füststehe, inwieweit das Anlagekapital der Ei'5'Cflbahnon dür Entwertung durch technischo 
Wandlungen und durch die En,twicklung anderer Verkehrsmittel unterliege:. Die deutschen ßundes-
staaten haben skh - wohl auch im HinbJjck auf dio gewaltigen Vermögenswerte, die in jhrem 
Ei&enbahnbcsHz ruhten - für <Li? Auffassung entschieden und eine effektive 



Berichtigungen zu Heft 2/1955 

In dem Aufsatz von Herrn Prof. Dr. W. Andreae: "Zu wessen Lasten 
ist das Anlagevermögen der deutschen Staatsbahnen aufg,ebracht 
worden?", in Nr. 2/55 der Zeitschrift für V·erkehrswissenschaft sind 
folgende Zahlen richtigzustellen: 

1. Seite 79, 5. T'extrdhe von unten: nicht 50 Md. RM, 
sondern 50 Mio. RM; 

2. Seite 79, 2. T'extrdhe von unt.en:, nicht 4565 Md. RM, 
sondern 4,565 Md. RM; 

3. Seite 80, 4. T'extrdhe nach der TabelLe: nicht 1019 Md. RM, 
s>ündern 1,019 Md. RM. 

In dem Aufsatz v>ün Herrn Prof. Dr. Linden "Das Tempo der 
risierung des Straßenverkehrs" in Heft 2/55 wurden auf Seite 98 fol" 
gende Zdlen des Manuskriptes nicht abgedruckt: 

1. Absatz 
Bemerkenswert bei der Betrachtung ....... (Schleswig"Holstein mit 
Hamburg, Niedersachsen mit Bremen,' Nordrhein/W,estf.) über 
sem Durchschnitt, ,drei danmter (Hessen, Baden/Württemherg, 
ern), und dn Land (Rheinland/Pfalz) stimmt mit der BundesziHer 
iiberdn. Aufschlußreicher als diese Gesamtz.ahlen ist die GHederung 
nach Fahrzeugarten in den Ländern. Hier hat Schleswig"H>ülstein mit 
Hamburg den größten pro Kopf der Bevölkerung, 
während Bayern W:eit dahinter rangiert. Die günstige Endzi:Her 
Bayerns ,erklärt sich daher aus dem relativ hohen Bestand an 
sonenkraftwagen . . . . . . 
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IV. D iie B<etri'e bs üb,er s eh üs s'e der deu ts eh en 
S t a a t s bahn ,e n. 

§ 11 Entwicklung. 
Wie Tdtenhorn 18) gezeigt hat und die statistischen Jahrbücher für das Deutsche 
Rreich ,es bestätigen, haben die preußisch .. hessischen Staats1eis,enhahnen, die etwa 
70 % der Länderdsenbahnen Deutschlands ausmachten, seit ihrer V,erstaatlichung 
(1879) bis 1913 dnen Gesamtüherschuß von 16 Md. Mark ,erwirtschaftet, woraus 
sich eine des Anlagevermögens von nahezu 6 0/0 ergibt. Abgesehen von 
der Tatsache, daß di,e bayrischen Bahnen mit ,einem Defizit arbeiteten 1V), und 
abgesehen davop, daß ein T,eil dieser Mittel für Neuinv,estitioncn verwandt wurde, 
soll im folgenden dies,e Annahme beibehalten werden. Danach hätten die Staats .. 
bahnen mit diesen Ueberschüssen V,erzinsung und Tilgung ihrer Schulden be" 
streiten können und der Staat hätte nur die ihm zugeführten Beträge anderweitig 
v,erausgabt. 
Um di,esen Gedanken würdigen zu können ist ,es erforderlich', der Berechnung 
v,on Mo11 20) zu folgen, der versucht hat, die sog. der preußisch .. 
hessischen Eisenbahnen der Vmweltkriegszeit zu ermitteln, also diejenigen Be .. 
träge, die wirklich für allgemeine Staatszweck,e zur Verfügung gestanden haben. 
M,oU kommt für die Zeit von 1882 bis 1913 zu reinem Gesamtergebnis von ca. 
4 Md. Mark. Der Staat hat also von den oben erwähnten 16 Md. Mark den 
Eisenbahnen lediglich 4 Md. Mark für eisenbahnfr'emde Zwecke 'entzogen. Die 
Deutsche brachte bis 1932 weiter'e 7,5 Md. Goldmark auf, 
davon 5,8 Md. Goldmark für allgemeine Staatszwecke 21), was ebenfalls einer 
6pmz1entigen V,erzinsung, zumindest des Fahrweges entsprach. Von 1933 bis 
1945 ,erwirtschafteten die Eisenbahnen zusätzlich 10 Md. RM 22), davon etwa 
5,5 Md. RM für allgemeine Staatszwecke. Für die Finanzierung ,der Autobahnen 
hat die Deutsche das Grundkapital von 50 Md. RM aufg,cbracht, 
das bis 1945 unv,erändert geblieben ist. Agartz ist Kreditaufnahme die 
wesentliche Finanzierungsquelle der Autobahnen geblieben: 
"Di,e ausgewiesene V,erbindliclhkeit von 4565 Md. RM gliedert sich in, Prozent .. 
sätz1en der Gläubigerforderungen wie folgt: 

mmn auch in .vel'schi<l(1onem, meis,Lens mlißigem Umfang<l, gesetzlich geordn<lt." 
"Vid als, d,j'?8e} vorposch'rjd}()nc Ti1guu.g ware.n jedoch ll()trä9c, die} .die 
Eisenbahnverwaltung Jährhch als Rcmg:ew'mn nach illl:e'r elg:enen fur 
Verzinsung, Mind,csltilgung und Aufwondullg'C'll dos dor allgememell Staatsfwanz-
vcrwa1lung zur Verfügung stelltiO. Di<lsO Il<Jung'Cwinnc wurd<lll nämIjch nach dem Garantiegesotz 
VOll 1882 a19 auß<ll'ordenlliche Tilgung von dor Eisenbabnscbuld abgeschriob<lll, so\vcit &ic für 
Sla,als:ausga!Jen vürwendcl wui'doll, für dj,o dj,o Miltel andernfalls Aufnahme neuer AnIcihen 
hälten beschaHt werden müsscn, uml das wal' durchweg der Fall. 
18) Teltenborn, Heünz-DiKllrich: "GeschtmkLe llundcsha:JUl" in "nie lluntksballl1", Jg. 28, 1954, 
S. 1163 H. -
19) Vgl.'Ma.iholoor: "Dj,o Hentabi.1ität der nayr. SlaaLsds,onhalmen", Lelip1Jig 1911, zili,ert nach Moll, 
Probleme, a" a. O. S. 89. ' , 
20) Vgl. ,Moll, Bruno: PC(!lCuluug ,(!er Ylll<lrnehmunpcn (darges,Lolit 
3,n deutschen Unternehmungen) tu: "Bmträge, zur I'malllzwlSsonscha!t , a. a. O. S. 210. 
21) Vgl. Tollon10rn, a,. a. O. S. 1164. 
22) Ebendort, S. 1164 . 
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Deutsche Rdchsbahn 
Finanzministerium 
R'eichsversicherung 
Pri va tversicherung 
Reichsstock der Arbeitslosen" 

versicherung 

% der Kredite 
8-8 

10,3 
2,2 
5,2 

73,5 
100,0 

% der Baukosten 
7,1 
8,3 
1,7 
4,2 

59,4 
80,7 

Aus der Arbeitslosenv'ersicherung sind somit fast drei Vkrtel der 
rung ,entnommen worden. I 

Der R'est der Baukosten von 19,3 % war durch Abschr,eibungen gedeckt, die mit 
1019 Md. RM als Rückstdlung ausgewiesen wurden. , 
Die Abschreibungen wurden ,ermöglicht ,ebenso wie der Zinsendienst durch 
liche Ueberweisungen von Zoll" und St,euererträgen. Diese Ueherweisungen 
liefen sich in den Jahren 1936 bis Ende 1944 auf 1919249426,- RM. Für das 
Kalenderjahr 1944 betrug die Zuweisung 250 MilI. RM. 
In den Erläuterungen zur Gewinn" und Verlustrechnung ist regelmäßig vermerkt: 
,,'Diesen Betrag hat das Reich den ,Reichsautobahnen' zur Verfügung gestellt 

aus der mit Wirkung vom 30. November 1935 angeordneten 'Erhöhung der 
0elzölle, • 
aus der Ausdchnung der Beförderungssteuer auf die gewerbsmäßige Güter" 
befördcrung mit Kraftfahrz'eugen ab 1. Oktober 1936 und auf 'dfe 
mäßigc Personenbeförderung mit Kraftfahrzeugen ab 1. März 1937, sowie 
aus der mit Wirkung vom 1. Dezember 1936 angeordneten Erhöhung der 
Oebölle und der Mineralausgleichstcuer." 

(Agartz, V. Zur Finanzierung dcr Autobahnen. In: Finanzarchiv N. F. 1955 
Bd. 15, S. 416 H.) , 
Seit Beendigung des zweiten Weltkrieges bis zur Währungsreform lieferten die 
Eisenbahnen im Bereich der Bundesrepublik ca. 2,5 Md. RM 23) an den Staat ab. 
Von 1948 bis 1953 erwirtschaftete dioe Deutsche Bundesbahn 3 th Md. DM 21). 
Davon kam fast nichts allgemeinen Staatszwecken, sondern fast alles den mit den 
Staatsbahnen v,erbundenen Zwecken zugute, die zwar staatswirtschaftlicher Natur 
sind, was aber für die }'ührung der Staatsbahn überhaupt gilt. 

§ 12 Ihr Wiesen. 
Im Schluß von § 11 ist bereits das ,entscheidende Stichwort gefallen: Die staats," 
wirtschaftlichen Lasten der Staatsbahnen, wie Reparationsz,ahlungen und sonstige 
politische Lasten (z. B. aus Art. 137 GG), ferner Beseitigung von Kriegsschäden 
und Kosten der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung, entbinden die Bahnen 
bzw. die d1ese umfassende Staatswirtschaft keineswegs von der V,erpflichtung 
zur Bedienung und Tilgung ihrer Schulden. Sind doch auch die privaten Vier" 
kehrsträger gehalten, sich an den staatswirtschaftlichen Lasten zu beteiligen, und 
zwar durch Zahlung von nahezu 50 v,erscMedenen Steuern, von denen die Staats" 
bahnen nur die wenigsten zu entrichten haben. Man müßte also bei der Prüfung 
der unterschiedlichen "Startbedingungen", die für den Wettkampf der einzelnen 

23) Ebendort, S. 1165. 
2') Ebenoort, S. 1165 . . 
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hestehen, ,entweder di,e gesamt,e Belastung mitdn", 
bezIehen <oder ,aber - wie wir ,es getan haben (§ 4) - die S ta a t s ba h n übe r" 
s eh ü s s ,e als V ,e rb rau eh s s te u ern ans,ehen, di,e grundsätzlich 0 h n e 
Z w ,e c k b d n ,d ti n g v<Om Staat beHebig verwandt werden können. 

§ 13 Ihre V,erwendung. 
Wie in' § 11 bereits gesagt, hat der Sta,at dif\ "Eisenbahnsteuern" nur zum ge" 
ringeren T,eil zur Tilgung der Staatsbahnschuld v,erwendet, zum größel'en Teil 
hat ,er daraus Eisenbahnneuinv,estitionen vorgenommen und die einer ge" 
meinwirtschaftlichen V,erkehrsbedtenung sowie sozialpolitische Ausgaben gedeckt., 
so daß, wie in Kapitel 3 gez'eigt, die Bundesbahn heute überschuldet wäre, wenn 
der Staat sie nicht durch Inflation von di:esen Schulden befreit hätte. -

V. Di,e Inzhlenz d'er Aufbringung des Bund,esbahn-
v ,e Ir m ö g,e n s. 

Vorbemerkung: 
Wie in § 3 darg.eLegt, gibt ,es, ,entsprechend der Steueri:nzidenz, eine Aufbringungs" 
inzidenz. Jene trifft den, der die Steuerlast durch Minderung seines Einkommens 
letztlich zu t rag ,e n hat, diese denjenigen, der ,endgültig den Zuwachs an Staats" 

durch Minderung seines Privatvermögensbestandes bzw. "zugangs 
(= Einkommen) aufgebracht hat. 
Dieser "Aufbtingungsträger" ist üheraus schw,er zu ermitteln, wenn -' wie im 
Falle des Bundesbahnv,ermögens - der betreffende staatliche Vermögensaufbau 
vielfältige Rückschläge ,erlitten hat. Genau genommen, müßte zum Zwecke dieser 
Untersuchung der gesamte Vermögensbildungsproz,eß der Staatsbahnen von 1879 
bis heute ber,echnet werden, -einschließlich der durch Kriegszerstörung v,ernichteten 
V,ermögensteile, die ja auch "aufgebracht" werden mußten. Diesem Betrage wären 
gegenüberzustellen die Aufbringungsträger als letzte Quelle der Finanzierung. 
Dies,e umständliche Untersuchung entfällt, wenn man davon ausgeht, daß Oblig<l" 
ti'Ünär,e nach dem W'esen der Schuldv,erschreibung gegenüber den Inhabern des 
Eigenkapitals stets bevorrechtigt sind. 
Diese Tatsache scheint sich allerdings für den Staat ins Gegenteil verkehrt zu 
haben, ja· wie die Entwicklung der Aktien" und Obligationswerte seit den 
flationen, und besonders seit der Währungsreform lehrt, auch für <,1ie Privat .. 
wirtschaft t 

§ 14 Die Eis,enbahnbenutzer. 
Gesetzt, die Staatsbahn sei - was aber für Deutschland nicht gilt, - ein erwerbs" 
wirtschaftlich geführter Betdeb gewes,en, dann wäre der Fall denkbar, daß die 
Eisenbahnbenutz'er im Beförderungspreis nach und nach zur Aufstockung des 
Staatsbahnv,ermögens beigetragen hätten, sei es, daß Ueberschlisse aus der 
Differenz von Beförderungspl'eis und Beförderungskosten zur Tilgung der St<k'\ts" 
bahnschuld, sei 'es, daß sie zur Finanzierung von NeuinvestiHonen verwendet 
worden wären. Das S'Ü im W,ege der Selbstfinanzierung (von innen) gebiLdete , 
Eigenkapital in ,öff.entlicher Hand hätte aber alle Zerstörungen, Entwertungen etc. 
der Aktiva aufz'Ufangen gehabt. Da nun aber die Aktiva, wie wir in Kapitel 3 
ges,ehen haben, derart zusammengeschmolzen sind, daß sie nicht einmal die 
Schulden decken, könnte das Eisenbahnvermögen wohl von den Benutzern auf" 
gebracht worden sein: vorhanden wär,e es jedoch nicht mehr! 
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, § 15 Die Steuerzahler 
Folgt man unserer Th'ese v'om W,esen der Staatsbahnüberschüsse, so läge die 
1\ufbringungsinzidenz des heutigen Bundesbahnvermögens möglicherweise bei 
den Transportstcuerzahlern bzw. den sonstigen Steuerzahlern. Doch auch unter 
di>esem Aspekt ergeben sich die gleichen Konsequenzen wie in § 14. Denn die 
Kapitalbildung hätte dann durch Finanzierung seitens des Staates als Eigentümer 
der Staatsbahnen und Ertragshoheitsträger der Steuern stattgefunden. Aber auch 
dieses Eigenkapital wär,e durch die teilweise V,ernichtung der Aktiva aufgezehrt 
worden. 

§ 16 Die Eisenbahnanleihebesitzer 
Schließlich bleiben die theoretisch' bevorrechtigten, praktisch jedoch benaclv 
teiligt.en EisenbahnobligaHonäre als Aufbringungsträger übrig, denn sie finan" 
zi>erten die Bahnen (von außen) und zeigten damit, daß 'sie den allgemeinen 
R,echtsgrundsätz.en ,entsp!1echend ihr V,ermögen risikolos anzulegen und neben 
der Erhaltung ihrer Vermögenssubstanz nur dne feste Rente zu beziehen 
wünschten. ' 
Besonders paradox ist in diesem Zus,ammenhang das Schicksal der ,Eisenbahn" 
aktionär,e, die gezwungen wurden, anläßlich der V,erstaatlichung ihre Aktien 
in Staats,obligaHonen umzutauschen, die also ,ein Risikopapi'er gegen ein scheinbar 
risikolos,es hergaben und heute nichts mehr besitz'en, währ,end sie als Aktionäre 
wenigstens ,einen Anteil an dem nicht unbeträchtlichen Staatsbahnv,ermögen 
hätten, wenn ihnen auch dieses z. Zt. n'Üch k,eine Dividende eintrüge. 

Schluß 
§ 17 Der Staatsbankrott als Quelle des Bundeshahnvermägens 
Unsere Untersuchung führt zu dem Ergebnis, daß das Eigenkapital des Staates 
an sein'en Bahnen zu Lasten des Fvemdkapitals von Privaten aufgebracht worden 
ist, was durch zwei Staat$bankrotte nur v,erschlei:ert wird. 
Dieser Schluß kann 'ebenso unter der V'Üraussetzung :der Einheit von Staat und 
Staatsbahn, wie unter der ,entgegengesetzten Annahme gez.ogen werden, daß die 
Bahnen als selbständiger Betrieb anzusehen seien. 
Sind Staat und Staatsbahn <eine wirtschaftliche Einheit, so wird 'die Staats hahn 
durch ,eine anderweitige, staatswirtschaftlich vielleicht notwendige Verwendung 
von Betriebsüberschüss,en nicht schuldenfr,ei und damit unbelastetes R'einv,ermögen 
des Volkes. Sind Staat und Staatsbahn zwei verschiedene Wirtschaftsgebilde, 
so bedeuten finanzielle L'eistung,en "der Bahn an den Staat, sofern dies:er si:e nicht 
zur Abtragung der Staatsbahnschulden v,erwendet, k,eine Schuldentilgung. Aller", 
dings ist dann der Staat als solcher der Bankrotteur und nicht ist es der Eisen/-

' 


